
Mannheim, den 16.05.2020

Ihr Brief vom 10.03.2020, Az. 10-261 01-5-1/14, Mandy Hansen

Sehr geehrter Herr Dr. Schmolke,

die Tatsache, dass „dem Bundespräsidialamt wie auch dem Bundespräsidenten ein 
Eingriff in die Zuständigkeiten der Exekutive“ verboten ist, ist uns wohlbekannt. In dem 
genannten Brief wurden wir noch einmal eindrücklich darauf hingewiesen.

Der Herr Bundespräsident hatte anlässlich des Empfanges vom 29.11.2018 ein spürbares 
Interesse an unserem Vorbringen erkennen lassen. In diesem Sinne hatte er auch deutlich 
gemacht, bei seinen Gesprächen mit Politikern der Exekutive sowie der Legislative auf 
den seit vielen Jahren schwelenden Konflikt aufmerksam machen zu wollen.

Da derartige Gespräche sicherlich weiterhin stattfinden werden, halten wir es für richtig, 
den Herrn Bundespräsidenten über den weiteren Fortgang (bzw. fortdauernden Stillstand)
zu informieren.

Ich erlaube mir, Ihnen das soeben erschienene Heft der UOKG-Zeitschrift „der 
stacheldraht“ (Ausgabe 3/2020) zu überreichen. Mit dem Beitrag „Verstörende 
Auskunft - Die Fehlplatzierung der DDR-Altübersiedler im RÜG - eine "politische 
Entscheidung?“ (Seite 5 bis 6) informieren wir über den aktuellen Stand unserer 
Bemühungen um die Wiederherstellung des verletzten Rechts. Da hier auch auf 
vorhergehende Artikel zu dem anstehenden Thema verwiesen wird, füge ich diese 
zusätzlich bei.
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Bei dieser Gelegenheit möchten wir es nicht versäumen, einen von UOKG und IEDF 
gemeinsam verfassten Brief an die Bundeskanzlerin vom Oktober 2011 zu erwähnen, in 
dem sie darum gebeten wurde, die Klärung des Problems über eine „abstrakte 
Normenkontrollklage“ herbeizuführen. Er war als „Offener Brief“ in 2 verschiedenen 
Printmedien erschienen, siehe Anlage.

Wie gesagt, einen direkten Eingriff in die Zuständigkeit von Exekutive bzw. Legislative 
erwarten wir nicht. 

Ungeachtet dessen halten wir es für angebracht, den Herrn Bundespräsidenten auf 
Defizite, die politische Kultur in unserem Lande betreffend, aufmerksam zu machen. 

Mit freundlichem Gruß,

Dr.-Ing. Jürgen Holdefleiß

Anlagen:

„der stacheldraht“ aktuelles Heft 3/2020
„der stacheldraht“ 1/2017, Auszug
„der stacheldraht“ 4/2017, Auszug (Demo in Berlin 21.03.2017)
„der stacheldraht“ 6/2017, Auszug
„Offener Brief“, veröffentlicht in der Zeitschrift „Freiheit und Recht“
„Offener Brief“, veröffentlicht in der Zeitschrift des Verbandes Hochschule und Wissenschaft
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